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Landkreiswahlen am 2. März 2008; 
Bekanntmachung über die Aufforderung 
zur Einreichung von Wahlvorschlägen für 
die Wahl des Kreistags und des Landrats 
 
Bekanntmachung des Wahlleiters für die Land-
kreiswahlen 
 
Der Wahlleiter des Landkreises 
Bamberg 
 

Bekanntmachung 
über die Aufforderung zur Einreichung 

von Wahlvorschlägen 
für die Wahl des     Kreistags     Landrats 

im Landkreis Bamberg am 2. März 2008 
 
1.  Durchzuführende Wahl: 
 

Am Sonntag, dem 2. März 2008, findet die 
Wahl 

 von 60 Kreisräten  und des 
Landrats 
statt. 

 
2. Wahlvorschlagsträger 
 

Wahlvorschläge dürfen nur von Parteien und 
von Wählergruppen (Wahlvorschlagsträgern) 
eingereicht werden. Der Begriff der politi-
schen Partei richtet sich nach dem Gesetz 
über die politischen Parteien (Parteienge-
setz). Wählergruppen sind alle sonstigen 
Vereinigungen oder Gruppen natürlicher 
Personen, deren Ziel es ist, sich an Land-
kreiswahlen zu beteiligen. Parteien und 
Wählergruppen, die verboten sind, können 
keine Wahlvorschläge einreichen. 

 
3.  Aufforderung zur Einreichung von Wahl-

vorschlägen 
 
3.1 Die Wahlvorschlagsträger werden zur Einrei-

chung von Wahlvorschlägen aufgefordert. 
Die Wahlvorschläge können ab Erlass dieser 
Bekanntmachung, jedoch spätestens am 

 Donnerstag, dem 10. Januar 2008, 
18 Uhr, (52. Tag vor dem Wahltag) dem 
Wahleiter zugesandt oder während der all-
gemeinen Dienststunden 

im Landratsamt Bamberg, Ludwigstraße 
23, Zimmer Nr. 504 übergeben werden. 

Jeder Wahlvorschlagsträger darf nur einen 
Wahlvorschlag einreichen. 
 

3.2 Werden mehrere gültige Wahlvorschläge 
eingereicht, findet die Wahl 

− des Kreistags nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl, 

− des Landrats nach den Grundsätzen der 
Mehrheitswahl mit Bindung an die sich 
bewerbenden Personen 

statt. 
 

3.3 Wird kein oder nur ein gültiger Wahlvor-
schlag eingereicht, findet die Wahl 

− des Kreistags nach den Grundsätzen der 
Mehrheitswahl,  

− des Landrats nach den Grundsätzen der 
Mehrheitswahl ohne Bindung an sich 
bewerbende Personen 

statt. 
 
4. Wählbarkeit zum Kreisrat 
 
4.1 Für das Amt eines Kreisrats ist jede Person 

wählbar, die am Wahltag 

− Deutsche im Sinn des Art. 116 Abs. 1 
des Grundgesetzes oder Staatsangehö-
rige der übrigen Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union ist; 

− das 18. Lebensjahr vollendet hat; 

− sich seit mindestens 6 Monaten im 
Landkreis mit dem Schwerpunkt ihrer 
Lebensbeziehungen aufhält. Wer die 
Wählbarkeit infolge Wegzugs verloren 
hat, jedoch innerhalb eines Jahres seit 
dem Wegzug in den Landkreis zurück-
kehrt, ist mit dem Zuzug wieder wählbar. 

 
4.2 Von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist 

eine Person, die nach Art. 21 Abs. 2 
GLKrWG nicht wählbar ist. 

 
5. Wählbarkeit zum Landrat 
 
5.1 Für das Amt des Landrats ist jede Person 

wählbar, die am Wahltag 

− Deutsche im Sinn des Art. 116 Abs. 1 
des Grundgesetzes ist;  

− das 21. Lebensjahr vollendet hat. 

Für die Wahl zum Landrat kann auch eine 
Person gewählt werden, die ihren Aufenthalt 
nicht im Landkreis Bamberg hat. 
 

5.2 Von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist 
eine Person, die nach Art. 39 Abs. 2 
GLKrWG nicht wählbar ist. Zum Landrat 
kann außerdem nicht gewählt werden, wer 
am Tag des Beginns der Amtszeit das 65. 
Lebensjahr vollendet hat. 
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6. Aufstellungsversammlungen 
 
6.1 Alle von einer Partei oder von einer Wähler-

gruppe aufzustellenden sich bewerbenden 
Personen müssen in einer zu diesem Zweck 
einberufenen Versammlung frühestens 15 
Monate vor dem Wahltag von den im Zeit-
punkt ihres Zusammentritts im Wahlkreis 
wahlberechtigten Anhängern der Partei oder 
der Wählergruppe in geheimer Abstimmung 
gewählt werden. Jede an der Aufstellungs-
versammlung teilnahmeberechtigte und an-
wesende Person ist hierbei vorschlagsbe-
rechtigt. Den sich für die Aufstellung bewer-
benden Personen ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihr Programm der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. 

  

Die sich bewerbenden Personen können 
auch durch eine für den Wahlkreis einberu-
fene Versammlung von Delegierten, die von 
Mitgliedern einer Partei oder einer Wähler-
gruppe zu diesem Zweck gewählt sind, in 
geheimer Abstimmung aufgestellt werden; 
die Delegierten müssen im Zeitpunkt ihres 
Zusammentritts im Wahlkreis wahlberechtigt 
sein. Die Delegiertenversammlung kann 
auch eine nach der Satzung einer Partei o-
der einer Wählergruppe allgemein für bevor-
stehende Wahlen bestellte Versammlung 
sein, wenn die Mehrheit ihrer Mitglieder nicht 
früher als zwei Jahre vor dem Wahltag von 
Mitgliedern gewählt worden ist, die im Zeit-
punkt der Wahl der Delegierten im Wahlkreis 
wahlberechtigt waren. 

 
6.2 Ersatzleute, die für den Fall des Ausschei-

dens einer sich bewerbenden Person in den 
Wahlvorschlag nachrücken, sind in gleicher 
Weise wie sich bewerbende Personen auf-
zustellen. 

 
6.3 Mehrere Wahlvorschlagsträger können ge-

meinsame Wahlvorschläge einreichen. Ge-
meinsame Wahlvorschläge sind in einer ge-
meinsamen Versammlung aufzustellen (bei 
der Landratswahl siehe auch Nr. 6.5). Die 
Einzelheiten vereinbaren die Wahlvor-
schlagsträger. 

 
6.4 Bei Kreistagswahlen kann die Versammlung 

beschließen, dass sich bewerbende Perso-
nen zweimal oder dreimal auf dem Stimm-
zettel aufgeführt werden sollen. 

 
6.5 Besonderheiten bei der Landratswahl: 
 Soll eine Person von mehreren Wahlvor-

schlagsträgern als gemeinsame sich bewer-
bende Person aufgestellt werden, sind fol-
gende Verfahrensarten möglich: 

 

6.5.1 Die sich bewerbende Person wird in einer 
gemeinsamen Mitglieder- oder Delegierten-
versammlung der Parteien und der Wähler-
gruppen aufgestellt, die einen gemeinsamen 
Wahlvorschlag einreichen. 

 
6.5.2 Die Parteien und die Wählergruppen stellen 

eine sich bewerbende Person in getrennten 
Versammlungen auf und reichen getrennte 
Wahlvorschläge ein. Eine von mehreren Ver-
sammlungen aufgestellte sich bewerbende 
Person muss gegenüber dem Wahlleiter 
schriftlich erklären, ob sie als gemeinsame 
sich bewerbende Person auftreten will oder, 
falls diese Möglichkeit beschlossen wurde, 
ob sie sich nicht auf allen Wahlvorschlägen 
bewerben will. 

 
7. Niederschriften über die Versammlung 
 
7.1 Über die Aufstellungsversammlung ist eine 

Niederschrift zu fertigen. Aus der Nieder-
schrift muss ersichtlich sein: 

− Die ordnungsgemäße Ladung zur Auf-
stellungsversammlung, 

− Ort und Zeit der Aufstellungsversamm-
lung, 

− die Zahl der teilnehmenden Personen, 

− bei einer Delegiertenversammlung nach 
Art. 29 Abs. 2 Satz 2 GLKrWG die Erklä-
rung, dass die Mehrheit der Delegierten 
nicht früher als zwei Jahre vor dem 
Wahltag von den Mitgliedern gewählt 
worden ist, die im Zeitpunkt der Wahl 
der Delegierten im Wahlkreis wahlbe-
rechtigt waren, 

− der Verlauf der Aufstellungsversamm-
lung, 

− das Wahlverfahren, nach dem die sich 
bewerbenden Personen gewählt wur-
den, 

− die Ergebnisse der Wahl der sich be-
werbenden Personen, ihre Reihenfolge 
und ihre etwaige mehrfache Aufführung, 

− auf welche Weise ausgeschiedene sich 
bewerbende Personen ersetzt werden, 
sofern die Aufstellungsversammlung Er-
satzleute aufgestellt hat, 

− bei der Kreistagswahl Angaben über ein-
gegangene Listenverbindungen. 

 
7.2 Die Niederschrift ist von der die Aufstel-

lungsversammlung leitenden Person und 
zwei Wahlberechtigten, die an der Ver-
sammlung teilgenommen haben, zu unter-
schreiben. Jede wahlberechtigte Person 
darf nur eine Niederschrift unterzeichnen. 
Auch sich bewerbende Personen dürfen die 
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Niederschrift unterzeichnen, wenn sie an der 
Versammlung teilgenommen haben. 

 
7.3 Der Niederschrift muss eine Anwesenheits-

liste beigefügt sein, in die sich diejenigen 
Wahlberechtigten mit Namen, Anschrift und 
Unterschrift eingetragen haben, die an der 
Versammlung teilgenommen haben. 

 
7.4 Die Niederschrift mit der Anwesenheitsliste 

ist dem Wahlvorschlag beizulegen. 
 
8. Inhalt der Wahlvorschläge 
 
8.1 Bei Kreistagswahlen darf jeder Wahlvor-

schlag höchstens so viele sich bewerbende 
Personen enthalten, wie Kreistagsmitglieder 
zu wählen sind. 

 

In unserem Landkreis darf daher ein Wahl-
vorschlag höchstens 60 sich bewerbende 
Personen enthalten. Wenn sich bewerbende 
Personen im Wahlvorschlag mehrfach auf-
geführt werden, verringert sich die Zahl der 
sich bewerbenden Personen entsprechend. 
 

Bei der Landratswahl darf jeder Wahlvor-
schlag nur eine sich bewerbende Person 
enthalten. 
 

8.2 Jeder Wahlvorschlag muss die Angabe 
sämtlicher sich bewerbender Personen in 
erkennbarer Reihenfolge entsprechend der 
Aufstellung in der Niederschrift über die Auf-
stellungsversammlung nach Familienname, 
Vorname, Tag der Geburt, Geschlecht, Be-
ruf oder Stand und Anschrift enthalten. Fer-
ner ist erforderlich die im Wahlvorschlag 
selbst oder in einer Anlage enthaltene Erklä-
rung der sich bewerbenden Personen, dass 
sie der Aufnahme ihrer Namen in den Wahl-
vorschlag zustimmen. Die sich bewerbende 
Person muss außerdem erklären, dass sie 
nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen 
ist. 

 

Bei Kreistagswahlen kann jede sich bewer-
bende Person nur in einem Wahlvorschlag 
enthalten sein. Dreifach aufzuführende sich 
bewerbende Personen erscheinen auf dem 
Stimmzettel vor den zweifach aufzuführen-
den und diese vor den übrigen sich bewer-
benden Personen. 
 

8.3 Angegeben werden können kommunale 
Ehrenämter und im Grundgesetz und in der 
Verfassung vorgesehene Ämter, falls diese 
in den Stimmzettel aufgenommen werden 
sollen. Es sind dies insbesondere: Ehren-
amtlicher erster, zweiter oder dritter Bür-
germeister, Gemeinderatsmitglied, stellver-
tretender Landrat, Kreisrat, Bezirkstagsprä-
sident, stellvertretender Bezirkstagspräsi-

dent, Bezirksrat, Mitglied des Europäischen 
Parlaments, des Bundestags, des Landtags. 

 
8.4 Jeder Wahlvorschlag muss den Namen der 

Partei oder der Wählergruppe als Kennwort 
tragen. Gemeinsame Wahlvorschläge müs-
sen die Namen sämtlicher daran beteiligter 
Parteien oder Wählergruppen tragen. Kurz-
bezeichnungen, bei denen der Name der 
Partei oder der Wählergruppe nur durch ei-
ne Buchstabenfolge oder in anderer Weise 
ausgedrückt wird, reichen als Kennwort aus. 
Dem Kennwort ist eine weitere Bezeichnung 
beizufügen, wenn das zur deutlichen Unter-
scheidung der Wahlvorschläge erforderlich 
ist. 

 

 Wird ein Wahlvorschlag ohne Kennwort 
eingereicht, gilt der Name des Wahlvor-
schlagsträgers als Kennwort, bei einem ge-
meinsamen Wahlvorschlag gelten die Na-
men sämtlicher daran beteiligter Parteien 
oder Wählergruppen in der im Wahlvor-
schlag genannten Reihenfolge als Kennwort. 
Enthalten gemeinsame, aber getrennt einge-
reichte Wahlvorschläge zur Landratswahl 
kein oder kein gemeinsames Kennwort, gel-
ten die Kennworte der Wahlvorschläge in 
alphabetischer Reihenfolge als gemeinsa-
mes Kennwort. 

 
8.5 Jeder Wahlvorschlag soll einen Beauftragten 

und seine Stellvertretung bezeichnen, die im 
Landkreis  wahlberechtigt sein müssen. 
Fehlt diese Bezeichnung, gilt der erste Un-
terzeichner als Beauftragter, der zweite als 
seine Stellvertretung. Der Beauftragte ist be-
rechtigt, verbindliche Erklärungen zum 
Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzu-
nehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung 
des Beauftragten. 

 
8.6 Organisierte Wählergruppen haben einen 

Nachweis über die Organisation vorzulegen. 
 
8.7 Mit dem Wahlvorschlag sind folgende Be-

scheinigungen der Gemeinde vorzulegen: 

− Bescheinigungen über die Wählbarkeit 
der sich bewerbenden Personen und 
der Ersatzleute, 

− Bescheinigungen über das Wahlrecht 
der Beauftragten und ihrer Stellvertre-
tung, 

− Bescheinigungen über das Wahlrecht 
der Unterzeichner der Wahlvorschläge. 

 
9. Unterzeichnung der Wahlvorschläge  

 
Jeder Wahlvorschlag muss von zehn Wahl-
berechtigten unterschrieben sein, die am 
21. Januar 2008 (41. Tag vor dem Wahltag) 
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wahlberechtigt sind. Die Unterzeichnung 
durch sich bewerbende Personen oder Er-
satzleute eines Wahlvorschlags ist unzuläs-
sig. Die Unterschriften müssen auf dem 
Wahlvorschlag persönlich abgegeben wer-
den. Die Unterzeichner müssen Familienna-
me, Vorname und Anschrift angeben und im 
Landkreis wahlberechtigt sein. Jeder Wahl-
berechtigte darf nur einen Wahlvorschlag 
unterzeichnen. Die Zurückziehung einzelner 
Unterschriften, der Verlust des Wahlrechts 
oder der Tod der Unterzeichner des Wahl-
vorschlags berührt die Gültigkeit des Wahl-
vorschlags nicht. 

 
10. Unterstützungslisten für Wahlvorschläge 
 
10.1 Wahlvorschläge von neuen Wahlvorschlags-

trägern müssen nicht nur von zehn Wahlbe-
rechtigten unterschrieben werden, sondern 
zusätzlich von mindestens 385 Wahlberech-
tigten durch Unterschrift in Listen, die bei 
der Gemeinde oder bei der Verwaltungsge-
meinschaft aufliegen, unterstützt werden. 
Neue Wahlvorschlagsträger sind Parteien 
und Wählergruppen, die im Kreistag seit 
dessen letzter Wahl nicht auf Grund eines 
eigenen Wahlvorschlags ununterbrochen bis 
zum 90. Tag vor dem Wahltag vertreten wa-
ren; sie benötigen allerdings dann keine zu-
sätzlichen Unterstützungsunterschriften, 
wenn sie bei der letzten Landtagswahl oder 
bei der letzten Europawahl mindestens fünf 
v. H. der im Land insgesamt abgegebenen 
gültigen Stimmen oder bei der letzten Bun-
destagswahl mindestens fünf v. H. der im 
Land abgegebenen gültigen Zweitstimmen 
erhalten haben. Maßgeblich sind die vom 
Landeswahlleiter früher als drei Monate vor 
dem Wahltag bekannt gemachten Ergebnis-
se. 

 

 Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf 
keiner zusätzlichen Unterstützungsunter-
schriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträ-
ger in ihrer Gesamtheit im Kreistag seit des-
sen letzter Wahl auf Grund des gleichen 
gemeinsamen Wahlvorschlags bis zum 90. 
Tag vor dem Wahltag vertreten waren oder 
wenn mindestens einer der beteiligten 
Wahlvorschlagsträger keine zusätzlichen 
Unterstützungsunterschriften benötigt. 

 
10.2 In die Unterstützungsliste dürfen sich nicht 

eintragen: 
− die in einem Wahlvorschlag aufgeführten 

sich bewerbenden Personen und Ersatz-
leute, 

− Wahlberechtigte, die sich in eine andere 
Unterstützungsliste eingetragen haben, 

− Wahlberechtigte, die einen Wahlvor-

schlag unterzeichnet haben. 
 

10.3 Während der Eintragungszeiten ist in dem 
Gebäude, in dem sich der Eintragungsraum 
befindet, sowie unmittelbar vor dem Zugang 
zu dem Gebäude jede Behinderung oder 
erhebliche Belästigung der sich Eintragen-
den verboten. 

 
10.4 Die Zurücknahme gültiger Unterschriften ist 

wirkungslos. 
 
10.5 Die Einzelheiten über die Eintragungsfristen, 

die Eintragungsräume, die Öffnungszeiten 
und die Ausstellung von Eintragungsschei-
nen an kranke und körperlich behinderte 
Personen werden von der Gemeinde ge-
sondert bekannt gemacht. 

 
11. Listenverbindungen bei der Kreistagswahl 
  

Die Verbindung von Wahlvorschlägen (Lis-
tenverbindung) ist in Aufstellungsversamm-
lungen in geheimer Abstimmung zu be-
schließen. Ein Wahlvorschlagsträger darf 
sich nur an einer Listenverbindung beteili-
gen. Innerhalb einer Listenverbindung muss 
jeder Wahlvorschlagsträger die Verbindung 
mit allen übrigen beteiligten Wahlvorschlags-
trägern eingehen. Das Eingehen, die Ände-
rung oder die Aufhebung einer Listenverbin-
dung kann bis 21. Januar 2008 (41. Tag vor 
dem Wahltag), 18 Uhr, mitgeteilt werden. 
 
Die Verbindung von Wahlvorschlägen kann 
nur gemeinsam geändert oder aufgehoben 
werden. 

  
Bei der Landratswahl ist eine Verbindung 
von Wahlvorschlägen unzulässig (siehe je-
doch Nr. 6.5). 

 
12. Zurücknahme von Wahlvorschlägen 
 
 Die Zurücknahme der Wahlvorschläge im 

Ganzen ist nur bis zum 10. Januar 2008 
(52. Tag vor dem Wahltag), 18 Uhr, zulässig. 
Über die Zurücknahme von Wahlvorschlä-
gen im Ganzen beschließen die Wahlvor-
schlagsträger in gleicher Weise wie über die 
Aufstellung der Wahlvorschläge. Der Beauf-
tragte kann durch die Aufstellungsversamm-
lung verpflichtet werden, unter bestimmten 
Voraussetzungen den Wahlvorschlag zu-
rückzunehmen. 

 
Bamberg, 05.12.2007 
 

Landratsamt Bamberg 
Mihatsch 
Wahlleiter 
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Vollzug der Wassergesetze; 
Allgemeine Vorprüfung über die Umwelt-
verträglichkeit der Fristverlängerung des 
Planfeststellungsbeschlusses des Land-
ratsamtes Bamberg vom 16.03.1998, Nr. 
73/95, in der Fassung des Bescheides vom 
16.11.2004, für das Kiesabbauvorhaben 
der Firma Matthäus Metzner, Kronacher 
Straße 57, 96052 Bamberg, auf den 
Grundstücken 1198, 1199, 1202, 1204 bis 
1211, Gemarkung Pettstadt 
 
Die Planungsgruppe Strunz hat im Auftrag der 
Firma Metzner, Kronacher Straße 57, 96052 Bam-
berg, mit Schreiben vom 22.12.2006 die Verlänge-
rung der Abbau- und Rekultivierungsfrist des Plan-
feststellungsbescheides des Landratsamtes Bam-
berg vom 16.03.1998, Nr. 73/95, i.d.F. des Be-
scheides vom 16.11.2004, beantragt. 
 
Gem. Art. 83 Abs. 3 Bayerisches Wassergesetz 
(BayWG) i.V.m. Anlage III I. und II. Teil zum BayWG 
hat eine allgemeine Vorprüfung des Vorhabens 
stattgefunden. Diese hat ergeben, dass das Vor-
haben keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen haben kann. 
 
Für die Verlängerung der Abbau- und Rekultivie-
rungsfrist besteht deshalb keine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung. 
 
Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfecht-
bar. 
 
Bamberg, 27.09.2007 
 

Landratsamt Bamberg 
 

 
 

Allgemeine Vorprüfung über die Umwelt-
verträglichkeit des Neubaus eines Pend-
lerparkplatzes an der ST 2210 nördlich der 
Anschlussstelle zur A 70 im 60- m- Bereich 
des Ellernbaches und Ausbau des Leiten-
grabens nördlich von Starkenschwind als 
Ausgleichsmaßnahme durch die Stadt 
Scheßlitz 
 
Die Stadt Scheßlitz plant den Neubau eines Pend-
lerparkplatzes an der Staatsstraße 2210, nördlich 
der Anschlussstelle zur A70. Als Standort wurde 
eine Ausgleichsfläche der Autobahndirektion Nord-
bayern in Abstimmung mit der Autobahndirektion, 
der Unteren Naturschutzbehörde am Landratsamt 
Bamberg und der Stadt Scheßlitz gewählt. 
 
Für den Bau des Parkplatzes und den Eingriff in 
die Ausgleichsfläche der Autobahndirektion Nord-
bayern ist ein entsprechender naturschutzrechtli-
cher Ausgleich zu leisten. Diesen Ausgleich sieht 
die Stadt Scheßlitz auf dem stadteigenen Grunds-

stück am Leitengraben in der Gemarkung Wiesen-
giech vor. Hier soll ein Feuchtbiotop durch Abgra-
bung und Renaturierung des Leitenbaches, Ge-
wässer III. Ordnung, geschaffen werden. Der Aus-
bau erfolgt unter besonderer Berücksichtigung 
naturnaher Feuchtflächen mit Biotopcharakter in 
Verbindung mit einer Wasserrückhaltung für Ober-
flächenwasser. 
 
Gem. Art. 83 Abs. 3 Bayerisches Wassergesetz 
(BayWG) i.V.m. Anlage III I. und II. Teil zum BayWG 
hat eine allgemeine Vorprüfung des Vorhabens 
stattgefunden. Diese hat ergeben, dass das Vor-
haben keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen haben kann.  
 
Für den Gewässerausbau besteht deshalb keine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung. 
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.  
 

Bamberg, 16.10.2007 
 

Landratsamt Bamberg 
 

 
 

Einwohnerzahlen am 30. Juni 2007 
 
Nachstehend werden die fortgeschriebenen Ein-
wohnerzahlen der Gemeinden des Landkreises 
Bamberg nach dem Stand vom 30. Juni 2007 
bekanntgegeben. 
 

09471000 Landkreis Bamberg Oberfranken
Gemeinde  Einwohner 

  insgesamt 
09471111 Altendorf 1 963 
09471115 Baunach, St 3 933 
09471117 Bischberg 5 985 
09471119 Breitengüßbach 4 575 
09471120 Burgebrach, M 6 438 
09471122 Burgwindheim, M 1 423 
09471123 Buttenheim, M 3 338 
09471128 Ebrach, M 1 839 
09471131 Frensdorf 4 883 
09471133 Gerach 1 007 
09471137 Gundelsheim 3 293 
09471140 Hallstadt, St 8 526 
09471142 Heiligenstadt i.OFr., M 3 630 
09471145 Hirschaid, M 11 600 
09471150 Kemmern 2 580 
09471151 Königsfeld 1 365 
09471152 Lauter 1 153 
09471154 Lisberg 1 739 
09471155 Litzendorf 6 106 
09471159 Memmelsdorf 8 994 
09471165 Oberhaid 4 665 
09471169 Pettstadt 1 923 
09471172 Pommersfelden 2 936 
09471173 Priesendorf 1 532 
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09471174 Rattelsdorf, M 4 554 
09471175 Reckendorf 2 036 
09471185 Scheßlitz, St 7 164 
09471220 Schlüsselfeld, St 5 772 

09471186 Schönbrunn 
i.Steigerwald 

1 904 

09471189 Stadelhofen  1 256 
09471191 Stegaurach 6 847 
09471195 Strullendorf 7 791 
09471207 Viereth-Trunstadt 3 672 
09471208 Walsdorf 2 601 
09471209 Wattendorf  715 
09471214 Zapfendorf, M 5 061 

 zusammen  144 799 
 
Bamberg, 18.10.2007 
 

Landratsamt Bamberg 
 

 
 
Aufgebot Sparbücher 
 
Die Sparkassenbücher der Sparkasse Bamberg  
 
Nr. 330 644 865 Salb Charlotte 
Nr. 572 884 021 Salb Charlotte 
Nr. 811 815 281 Salb Charlotte 
Nr. 821 337 797 Salb Charlotte 
 
sind zu Verlust gegangen. 
 
An die Inhaber ergeht antragsgemäß die Aufforde-
rung, Rechte binnen einer Frist von drei Monaten, 
von heute an gerechnet, unter Vorlage des jeweili-
gen Sparkassenbuches, bei der Sparkasse Bam-
berg oder deren Geschäftsstellen anzumelden. 
Erfolgen keine Anmeldungen, werden die Urkun-
den für kraftlos erklärt. 
 

Bamberg, 18.10.2007 
 

Sparkasse Bamberg 
 

 
 

Bekanntmachung; 
Haushaltssatzung des Zweckverbandes für 
Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung 
Bamberg-Forchheim 
 

Die Haushaltssatzung 2007 des Zweckverbandes 
für Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung 
Bamberg-Forchheim vom 27.06.2007 wurde im 
Oberfränkischen Amtsblatt der Regierung von 
Oberfranken Nr. 9 vom 21.09.2007 auf der Seite 
126 amtlich bekannt gemacht. 
 

Bamberg, 12.10.2007 
 

Zweckverband für Rettungsdienst und 
Feuerwehralarmierung Bamberg-Forchheim 

 

Haushaltssatzung des Zweckverbandes 
zur Wasserversorgung Treunitz - Wiesent-
fels für das Haushaltsjahr 2007 
 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
zur Wasserversorgung Treunitz - Wiesentfels hat 
am 22.05.2007 die Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2007 beschlossen. 
 
Von der Haushaltssatzung wurde mit Schreiben 
des Landratsamtes Bamberg vom 18.06.2007 Nr. 
11.1 – 9412 Kenntnis genommen. Sie enthält kei-
ne genehmigungspflichtigen Teile und wird nach-
stehend gemäß Art. 24 Abs. 1 Satz 2 KommZG 
amtlich bekannt gemacht. 
 
Der Haushaltsplan liegt vom Tag nach der Veröf-
fentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt 
für den Landkreis Bamberg eine Woche lang in der 
Geschäftsstelle des Zweckverbandes, Treunitz 6, 
96167 Königsfeld, während der allgemeinen 
Dienststunden öffentlich zur Einsichtnahme auf. 
 

Haushaltssatzung 
des Zweckverbandes zur Wasserversorgung 
Wiesentfels – Treunitz  -Landkreis Bamberg- 

für das Haushaltsjahr 2007 
 
Auf Grund der Art. 41 des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit (KommZG) i.V.m. 
Art. 63 ff. der Gemeindeordnung (GO) erlässt der 
Zweckverband folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2007 wird hiermit festgesetzt; er 
schließt 
 

im Verwaltungshaushalt 
 

in den Einnahmen 
und Ausgaben mit 33.550 €
und  

im Vermögenshaushalt 
 
in den Einnahmen 
und Ausgaben mit 11.710 €
ab.  

 
§ 2 

 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 

 
§ 3 

 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögens-
haushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 
(1) Eine Betriebskostenumlage wird nicht erhoben. 
 
(2) Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
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§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzei-
tigen Leistung von Ausgaben nach dem Haus-
haltsplan wird auf 5.500,00 € festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenom-
men. 
 

§ 7 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 
2007 in Kraft. 
 
Treunitz, 18.10.2007 
 

Zweckverband zur Wasserversorgung 
Wiesentfels – Treunitz 

Helldorfer 
Verbandsvorsitzender 

 

 
 

Allgemeine Vorprüfung über die Verlegung 
der Steinach im Zuge der Betriebserweite-
rung der Firma Stettler Kunststoffverarbei-
tungs- GmbH & Co. KG in Untersteinach, 
Markt Burgwindheim 
 
Gegenstand des Vorhabens ist die Verlegung und 
naturnahe Gestaltung des Steinachbaches auf 
einer Länge von rund 70 m im Bereich der geplan-
ten Betriebserweiterung der Firma Stettler 
Kunststoffverarbeitungs GmbH & Co. KG auf dem 
Grundstück Fl. Nr. 50/1 der Gemarkung Unterstei-
nach, Markt Burgwindheim. 
 
Die geplante Bachverlegung wird notwendig um 
eine entsprechende Umfahrungsmöglichkeit des 
neuen Betriebsgebäudes zu schaffen. Gleichzeitig 
soll mit dem naturnahen Ausbau des Gewässers 
und seines Umfeldes der erforderliche naturschutz-
rechtliche Ausgleich für die Erweiterung des Be-
triebsgebäudes geschaffen werden.  
 
Die Verlängerung des Gewässerlaufes in Verbin-
dung mit teilweiser Tieferlegung des Vorlandes 
wird sich positiv auf die ökologische Entwicklung 
des Gewässers auswirken. Gleichzeitig erfolgt ein 
Ausgleich für verloren gegangenen Retentionsraum 
durch die Betriebserweiterung. 
 
Gem. Art. 83 Abs. 3 Bayerisches Wassergesetz 
(BayWG) i.V.m. Anlage III I. und II. Teil zum BayWG 
hat eine allgemeine Vorprüfung des Vorhabens 
stattgefunden. Diese hat ergeben, dass das Vor-
haben keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen haben kann. 
 
Für den Gewässerausbau besteht deshalb keine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.  
 
Bamberg, 16.10.2007 
 

Landratsamt Bamberg 
 
 
 
Immissionsschutzrechtliches Genehmi-
gungsverfahren für die Firma Propan 
Rheingas GmbH & Co. KG, Fischenicher 
Str. 23, 50321 Brühl; Bekanntmachung 
gemäß § 3 a Satz 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
 
Die Firma Propan Rheingas GmbH & Co. KG, 
Brühl, beabsichtigt auf dem Grundstück Fl.Nr. 890 
der Gemarkung Pommersfelden einen Flüssiggas-
Lagerbehälter zur Versorgung eines Wohn- und 
Gewerbegebietes zu errichten und zu betreiben. 
Dafür hat die Firma Propan Rheingas GmbH & Co. 
KG die Erteilung einer immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigung beantragt.  
 
Für dieses Vorhaben wird hiermit die Feststellung 
getroffen, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
unterbleibt. Die für das Vorhaben erforderliche 
standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles 
gemäß § 3 c Abs. 1 UVPG i.V.m. Nr. 9.1.4 der 
Anlage 1 hierzu hat ergeben, dass durch das Vor-
haben keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen zu erwarten sind. 
Die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung ist damit nicht erforderlich. 
 
Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfecht-
bar. 
 
Bamberg, 30.10.2007 
 

Landratsamt Bamberg 
 
 

 
 
Erlass einer Satzung zur Änderung der Ver-
bandssatzung des Zweckverbandes zur 
Wasserversorgung der Auracher Gruppe, 
Landkreis Bamberg 
 
Die von der Verbandsversammlung des Zweckver-
bandes zur Wasserversorgung der Auracher Grup-
pe am 17. Oktober 2007 beschlossene Satzung 
zur Änderung der Verbandssatzung des Zweck-
verbandes zur Wasserversorgung der Auracher 
Gruppe wurde mit Schreiben des Landratsamtes 
Bamberg vom 26. Oktober 2007 genehmigt. 
 
Gemäß Art. 48 Abs. 3 KommZG wird die Ände-
rungssatzung nachstehend amtlich bekannt ge-
macht: 
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Satzung 
 

Zur Änderung der Verbandssatzung des Zweck-
verbandes zur Wasserversorgung der Auracher 
Gruppe, Landkreis Bamberg 
 

Vom 30.10.2007 
 

Der Zweckverband zur Wasserversorgung der 
Auracher Gruppe erlässt aufgrund des Art. 44 Abs. 
1 des Gesetzes über die kommunale Zusammen-
arbeit –KommZG- (BayRS 2020 – 6 – 1 – I) folgen-
de 
 

Änderungssatzung 
 

§ 1 
 

Die Verbandssatzung des Zweckverbandes zur 
Wasserversorgung der Auracher Gruppe vom 03. 
Februar 1978 (Amtsblatt für den Landkreis Bam-
berg Nr. 3 / 1978) wird wie folgt geändert: 

 

1) § 2 Abs. 1 erhält folgende Neufassung: 
 

„(1) Verbandsmitglieder sind die Gemeinden 
Frensdorf, Pettstadt, Pommersfelden, Schön-
brunn i. Steigerwald, Stegaurach und Walsdorf 
sowie die Märkte Burgebrach und Burgwind-
heim.“ 

2) § 3 erhält folgende Neufassung: 
 

„§ 3 
Räumlicher Wirkungskreis 

 

Der räumliche Wirkungskreis des Zweckverbandes 
umfasst das Gebiet der Gemeinden Frensdorf, 
Pettstadt, Pommersfelden, Schönbrunn i. Steiger-
wald, Stegaurach und Walsdorf sowie der Märkte 
Burgwindheim und Burgebrach.“ 

 

3) § 6 Abs. 2 erhält folgende Neufassung: 
 

„(2) Die Zahl der Vertreter, die eine Verbands-
gemeinde in die Verbandsversammlung ent-
sendet, richtet sich nach der Zahl ihrer Was-
seranteile. Eine Person im Gebiet einer Ver-
bandsgemeinde ergibt einen Wasseranteil; pro 
angefangene 1500 Wasseranteile ergeben das 
Recht, einen Vertreter in die Verbandsver-
sammlung zu entsenden. Jede Verbandsge-
meinde entsendet mindestens zwei Verbands-
räte. 

 

Die Zahl der Wasseranteile wird derzeit wie 
folgt festgelegt: 

 

Gemeinde Frensdorf  auf 4.998 
Gemeinde Pettstadt  auf 2.016 
Gemeinde Pommersfelden auf 2.880 
Gemeinde Schönbrunn auf 1.981 
Gemeinde Stegaurach auf 7.026 
Gemeinde Walsdorf  auf 2.689 
Markt Burgebrach  auf 6.736 
Markt Burgwindheim auf 1.429 
 

Die Einwohnerzahlen der einzelnen Verbands-
gemeinden werden jeweils anhand der von der 
jeweiligen Gemeinde zum 31.12 eines jeden 
Jahres festgestellten Einwohnerzahlen über-
prüft, um die Festsetzung der Wasseranteile in 
§ 6 Abs. 2 entsprechend anzupassen.“ 

 

4) §12 Abs. 1 erhält folgende Neufassung: 
 

„(1) Der Verbandsausschuss besteht aus dem 
Verbandsvorsitzenden und 7 weiteren Mitglie-
dern.“ 

 

§ 2 
 

Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2008 in 
Kraft. 

 

Stegaurach, 30.10.2007 
 

Zweckverband zur Wasserversorgung der Aura-
cher Gruppe 

 
Stengel 

Verbandsvorsitzender 
 

 
Erlass einer Satzung zur Änderung der 
Wasserabgabesatzung des Zweckverban-
des zur Wasserversorgung der Auracher 
Gruppe, Landkreis Bamberg 

 

Die von der Verbandsversammlung des Zweckver-
bandes zur Wasserversorgung der Auracher Grup-
pe am 17. Oktober 2007 beschlossene Satzung 
zur Änderung der Wasserabgabesatzung des 
Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Aura-
cher Gruppe wird hiermit gemäß Art. 24 Abs. 1 
KommZG amtlich bekannt gemacht: 
 

Satzung 
zur Änderung der Wasserabgabesatzung (WAS) 
des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der 

Auracher Gruppe 
Vom 30.10.2007 

 

Aufgrund der Art. 23 und 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 
und Abs. 2 der Gemeindeordnung (GO) erlässt der 
Zweckverband zur Wasserversorgung der Aura-
cher Gruppe folgende 
 

Änderungssatzung 
 

§ 1 
 

Die Wasserabgabesatzung (WAS) des Zweckver-
bandes zur Wasserversorgung der Auracher Grup-
pe vom 05.05.1992 wird wie folgt geändert: 
 

1) § 1 Absatz 1 erhält folgende Neufassung: 
„(1) Der Zweckverband (ZV) betreibt eine öf-
fentliche Einrichtung zur Wasserversorgung für 
das Gebiet der Gemeinden Frensdorf, Pett-
stadt, Pommersfelden, Schönbrunn i. Steiger-
wald, Stegaurach und Walsdorf sowie der 
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Märkte Burgwindheim und Burgebrach ohne 
Gewinnerzielungsabsicht.“ 
 

2) § 4 Absatz 4 erhält folgende Neufassung: 
„(4) Das Benutzungsrecht besteht nicht für den 
Brauchwasserbedarf in den Ställen. Für den 
Wasserbedarf der Tierkörperverwertungsanla-
ge im Gemeindeteil Hetzentännig der Gemein-
de Walsdorf besteht das Benutzungsrecht nur 
soweit dieser zum Betrieb der Biofilteranlage 
benötigt wird bzw. Wasser in Trinkwasserqua-
lität erforderlich ist. Der Zweckverband kann 
ferner das Benutzungsrecht in begründeten 
Einzelfällen ausschließen oder einschränken, 
soweit nicht die Bereitstellung von Wasser in 
Trinkwasserqualität erforderlich ist. Das gilt 
auch für die Vorhaltung von Löschwasser.“ 

 

§ 2 
 

Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2008 in 
Kraft. 

 

Stegaurach, 30.10.2007 
 

Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Auracher Gruppe 

Stengel 
Verbandsvorsitzender 

 

 
 
Erlass einer Beitrags- und Gebührensat-
zung zur Wasserabgabesatzung des 
Zweckverbandes zur Wasserversorgung 
der Auracher Gruppe, Landkreis Bamberg 
 
Die von der Verbandsversammlung des Zweckver-
bandes zur Wasserversorgung der Auracher Grup-
pe am 17. Oktober 2007 beschlossene Beitrags- 
und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung 
wird hiermit gemäß Art. 24 Abs. 1 KommZG amt-
lich bekannt gemacht: 
 

Beitrags- und Gebührensatzung 
zur  

Wasserabgabesatzung 
(BGS-WAS) 

des Zweckverbandes zur Wasserversorgung 
der Auracher Gruppe, Stegaurach 

Landkreis Bamberg 
vom 30.10.2007 

 
Auf Grund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalab-
gabengesetzes erlässt der Zweckverband zur 
Wasserversorgung der Auracher Gruppe folgende 
Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabga-
besatzung: 
 

§ 1 
Beitragserhebung 

 
Der Zweckverband (ZV) erhebt zur Deckung seines 
Aufwandes für die Herstellung der Wasserversor-
gungseinrichtung für das Gebiet der Gemeinden 

Frensdorf, Pettstadt, Pommersfelden, Schönbrunn 
i. Steigerwald, Stegaurach und Walsdorf sowie der 
Märkte Burgwindheim und Burgebrach einen Bei-
trag. 
 

§ 2 
Beitragstatbestand 

 
Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder 
gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare 
Grundstücke erhoben, wenn für sie nach § 4 WAS 
ein Recht zum Anschluss an die Wasserversor-
gungseinrichtung besteht. Ein Beitrag wird auch 
für Grundstücke erhoben, die an die Wasserver-
sorgungseinrichtung tatsächlich angeschlossen 
sind oder die auf Grund einer Sondervereinbarung 
nach § 8 WAS an die Wasserversorgungseinrich-
tung angeschlossen werden. 
 

§ 3 
Entstehen einer Beitragsschuld 

 

(1) Die Beitragsschuld entsteht im Fall des 
1. § 2 Satz 1, sobald das Grundstück an die 

Wasserversorgungseinrichtung ange-
schlossen werden kann, 

2. § 2 Satz 2, 1. Alternative, sobald das 
Grundstück an die Wasserversorgungsein-
richtung angeschlossen ist, 

3. § 2 Satz 2, 2. Alternative, mit Abschluss 
der Sondervereinbarung. 

 

Wenn der in Satz 1 genannte Zeitpunkt vor 
dem Inkrafttreten dieser Satzung liegt, ent-
steht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttre-
ten dieser Satzung. 
 

(2) Wenn eine Veränderung der Fläche, der 
Bebauung oder der Nutzung des Grund-
stücks vorgenommen wird, die beitrags-
rechtliche Auswirkungen hat, entsteht die 
Beitragsschuld mit dem Abschluss dieser 
Maßnahme. 

 

§ 4 
Beitragsschuldner 

 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Ent-
stehens der Beitragsschuld Eigentümer des 
Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist.  

 

§ 5 
Beitragsmaßstab 

 

(1) Der Beitrag wird nach Grundstücksfläche und 
der Geschossfläche der vorhandenen Gebäude 
berechnet. 

 

(2) In unbeplanten Gebieten wird als beitragspflich-
tige Grundstücksfläche nur der Teil des Grund-
stücks in die Berechnung einbezogen, der zwi-
schen der Straßenfront und einer hierzu im Ab-
stand von 40 m parallel verlaufenden Linie liegt, 
es sei denn, die Bebauung reicht darüber hin-
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aus. Im letzteren Falle rückt die Berechnungsli-
nie an die rückwärtige Bebauungsgrenze. 

 

(3) Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen 
der Gebäude in allen Geschossen zu ermitteln. 
Keller werden mit der vollen Fläche herangezo-
gen. Dachgeschosse werden nur herangezo-
gen, soweit sie ausgebaut sind. Gebäude oder 
selbstständige Gebäudeteile, die nach der Art 
ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Anschluss an 
die Wasserversorgung auslösen oder die an die 
Wasserversorgung nicht angeschlossen wer-
den dürfen, werden nicht zum Geschossflä-
chenbeitrag herangezogen; das gilt nicht für 
Gebäude oder Gebäudeteile, die tatsächlich ei-
nen Wasseranschluss haben. Balkone, Loggien 
und Terrassen bleiben außer Ansatz, wenn und 
soweit sie über die Gebäudefluchtlinie hinaus-
ragen. 

 

(4) Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche 
Nutzung ohne Bebauung zulässig ist, wird als 
Geschossfläche ein Viertel der Grundstücksflä-
che in Ansatz gebracht; das gleiche gilt, wenn 
auf einem Grundstück die zulässige Bebauung 
im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung nur un-
tergeordnete Bedeutung hat.  

 

(5) Bei sonstigen unbebauten Grundstücken ist ein 
Viertel der Grundstücksfläche als Geschossflä-
che anzusetzen.  

 

(6) Wird ein Grundstück vergrößert und wurden für 
diese Flächen noch keine Beiträge geleistet, so 
entsteht die Beitragspflicht auch hierfür. Glei-
ches gilt im Falle der Geschossflächenvergrö-
ßerung für die zusätzlich geschaffenen Ge-
schossflächen. Gleiches gilt auch für alle sons-
tigen Veränderungen, die nach Absatz 2 und 3 
für die Beitragsbemessung von Bedeutung 
sind. 

 

(7) Wird ein unbebautes Grundstück, für das ein 
Beitrag nach Absatz 4 oder Absatz 5 festge-
setzt worden ist, später bebaut, so wird der 
Beitrag nach Absatz 1 neu berechnet. Dem so 
ermittelten Betrag ist der Betrag gegenüberzu-
stellen, der sich im Zeitpunkt des Entstehens 
der neu zu berechnenden Beitragsschuld (§ 3 
Abs. 2) bei Ansatz der nach Absatz 4 oder Ab-
satz 5 berücksichtigten Geschossfläche erge-
ben würde. Der Unterschiedsbetrag ist nach zu 
entrichten. Ergibt die Gegenüberstellung eine 
Überzahlung, so ist für die Berechnung des Er-
stattungsbetrages auf den Beitragssatz abzu-
stellen, nachdem der ursprüngliche Beitrag ent-
richtet wurde. 

 

(8) Für den Vollzug dieser Satzung wird ergänzend 
festgestellt: 

 

Bei Wohnungsanteilseigentum (z. B. Eigen-
tumswohnung) erstellt der Zweckverband für 
das Grundstück einen Gesamtbescheid, wobei 

der Wohnungsanteilseigentümer entsprechend 
seinen im Grundbuch eingetragenen Miteigen-
tumsanteilen (z. B. 125/ 1000 Eigentumsanteil) 
veranlagt wird. In solchen Fällen ist der Zweck-
verband nicht verpflichtet, die Geschoss- oder 
Grundstücksflächenanteile für jeden Eigentümer 
getrennt zu berechnen. Dies gilt insbesondere 
auch für Wohnblöcke mit Eigentumswohnun-
gen bei denen die Geschossflächen nur schwer 
trennbar sind oder auch gemeinschaftlich nutz-
bare Flächen wie z. B. Waschküchen, Gemein-
schaftsgaragen, Verwaltungsräume etc. vor-
handen sind.  
 

§ 6 
Beitragssatz 

 
(1) Der Beitrag beträgt: 
 

a) pro vollen Quadratmeter Grundstücksfläche 
1,15 EUR 

 

b) pro vollen Quadratmeter Geschossfläche 
8,05 EUR 

 

§ 7 
Fälligkeit 

 

Der Beitrag wird einen Monat nach Zustellung des 
Beitragsbescheides fällig. 

 

§ 7 a 
Ablösung des Beitrags 

 

Der Beitrag kann im Ganzen vor Entstehung der 
Beitragspflicht abgelöst werden (Art. 5 Abs. 9 
KAG). Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht 
nicht. Die Höhe des Ablösebetrages richtet sich 
nach der Höhe des voraussichtlich entstehenden 
Beitrages. 

 

§ 8 
Gebührenerhebung 

 

Der Zweckverband erhebt für die Benutzung der 
Wasserversorgungseinrichtung Grund- und 
Verbrauchsgebühren.  

 

§ 8 a 
Grundgebühr 

 
(1) Die Grundgebühr wird nach dem Nenn-

durchfluß (Qn) der verwendeten Wasserzähler 
berechnet. Befinden sich auf einem Grundstück 
nicht nur vorübergehend mehrere Wasseran-
schlüsse, so wird die Grundgebühr nach der 
Summe des Nenndurchflusses der einzelnen 
Wasserzähler berechnet. Soweit Wasserzähler 
nicht eingebaut sind, wird der Nenndurchfluß 
geschätzt, der nötig wäre, um die mögliche 
Wasserentnahme bemessen zu können. 

 
(2) Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung 

von Wasserzählern mit Nenndurchfluss 
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bis 2,5 m³/h 15,00 €/Jahr 
bis 6 m³/h 21,00 €/Jahr 
bis 10 m³/h 33,00 €/Jahr 
bis 15 m³/h 54,00 €/Jahr 
bis 15 m³/h m. Verbundzähler 240,00 €/Jahr 
bis 40 m³/h m. Verbundzähler 300,00 €/Jahr 
bis 150 m³/h m. Verbundzähler 540,00 €/Jahr 
 

§ 9 
Verbrauchsgebühr 

 

(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach der Menge 
des aus der Wasserversorgungseinrichtung 
entnommenen Wassers berechnet. 

 

(2) Der Wasserverbrauch wird durch Wasserzähler 
festgehalten. Er ist durch den ZV zu schätzen, 
wenn 

 

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist oder 
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen 

Ablesung nicht ermöglicht wird oder 
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, 

dass der Wasserzähler den wirklichen Was-
serverbrauch nicht angibt. 

 

(3) Die Gebühr beträgt 0,90 EUR pro Kubikmeter 
entnommenen Wassers. 

 

(4) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger 
beweglicher Wasserzähler verwendet, so be-
trägt die Gebühr 0,90 EUR pro Kubikmeter 
entnommenen Wassers. Ohne Bauwasserzäh-
ler wird je Einfamilienhaus 90,00 EUR und pro 
weitere Wohneinheit 35,00 EUR gefordert. 

 

§ 10 
Entstehen der Gebührenschuld 

 

(1) Die Verbrauchsgebührenschuld entsteht mit 
dem Verbrauch. 

 

(2) Die Gebührenschuld entsteht erstmals mit 
dem Tag, der auf den Zeitpunkt der betriebs-
fertigen Herstellung des Anschlusses folgt; der 
ZV teilt dem Gebührenschuldner diesen Tag 
schriftlich mit. Im übrigen entsteht die Grund-
gebührenschuld mit dem Beginn eines jeden 
Tages in Höhe eines Tagesbruchteils der Jah-
resgrundgebührenschuld. 

 

§ 11 
Gebührenschuldner 

 

Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Ent-
stehens der Gebührenschuld Eigentümer des 

Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung des Grund-
stücks dinglich berechtigt ist. Gebührenschuldner
ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstück 
befindlichen Betriebes. Mehrere Gebührenschuld-
ner sind Gesamtschuldner. 
 

§ 12 
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

 

(1) Der Verbrauch wird jährlich (Sept./Okt./Nov.) 
abgerechnet. Die Grund- und Verbrauchsge-
bühr wird einen Monat nach Zustellung des 
Gebührenbescheides fällig. 

 

(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 30.04. jeden 
Jahres Vorauszahlungen in Höhe der Hälfte der 
Jahresabrechnung des Vorjahres zu leisten. 
Fehlt eine solche Jahresabrechnung, so setzt 
der ZV die Höhe der Vorauszahlungen unter 
Schätzung des Jahresgesamtverbrauches fest. 

 

§ 13 
Mehrwertsteuer 

 

Zu den Beiträgen und Gebühren wird die Mehr-
wertsteuer in der jeweiligen gesetzlichen Höhe 
erhoben. 
 

§ 14 
Pflichten der Beitrags- und 

Gebührenschuldner 
 

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind ver-
pflichtet, dem ZV für die Höhe der Schuld maß-
gebliche Veränderungen unverzüglich zu melden 
und über den Umfang dieser Veränderungen Aus-
kunft zu erteilen.  
 

§ 15 
Inkrafttreten 

 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2008 in Kraft. 
 

(2) Gleichzeitig tritt die Beitrags- und Gebüh-
rensatzung zur Wasserabgabesatzung vom 
26.02.1993 außer Kraft. 

 

Stegaurach, 30.10.2007 
 

Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Auracher Gruppe 

 
Stengel 

Verbandsvorsitzender 
 

 
 
 
 

Landratsamt 
Dr. Günther Denzler 

Landrat 



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /CMYK
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


